
100  Tage  unter  Zionisten  –
Augenzeugenbericht aus Israel

Israels  Präsident  Netanjahu,   ein
besonders harter  Verfechter einer
agressiven  Kriegspolitik,  feiert
gerade seinen Sieg für die Knesset.

Ein wenig mehr als  3  Monate meines einjährigen Freiwilligendienstes in
Israel  sind  bereits  verstrichen.  Ein  relativ  kleiner  Zeitraum,  der  jedoch
bereits dazu ausreichte, um dieses Land und vor allem dessen Bewohner
genauer kennenzulernen:

Entgegen meiner anfänglichen Vorstellung, Israels Aggressionen würden sich
hauptsächlich  auf  die  rassistische  Besatzung  der  Westbank  und  des
Gazastreifens beziehen – und entgegen der antideutschen Darstellung eines
„Kibbuzkommunismus“ im Innern Israels – wurde mir schnell deutlich, dass
die israelische Bourgeoisie nicht nur durch den sich erneut formierenden
palästinensischen Widerstand mehr und mehr bedroht wird, sondern dass
sich Erez Israel auch von innen selbst aufzufressen scheint.

Zeichen der immer stärker werdenden Wut der israelischen Bevölkerung
gegenüber der zionistischen Bourgeoisie und insbesondere gegenüber der
ultrarechten Regierung Netanjahus waren die Massenproteste im Sommer
des vergangenen Jahres, in welchen tagtäglich bis zu 500 000 Menschen die
politische Führung Israels offen kritisierten. Inhalte der Proteste waren in
erster  Linie  Wohnraumknappheit,  Mieterhöhungen  und  Gentrifizierung,
stetig steigende Lebenshaltungskosten (ein Faktor, den auch ich als Volontär
in  voller  Härte  zu  spüren  bekomme),  sinkende  Reallöhne,  privatisierte
Sozialeinrichtungen, Sonderrechte der ultra-Orthodoxen, und auch Kritik am
Ausbau  der  jüdischen  Siedlungen  und  deren  Subventionierung  (billigere
öffentliche  Verkehrsmittel,  Steuervergünstigungen,…)  innerhalb  der
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Westbank,  an  den  Aggressionen  gegenüber  dem  Iran,  an  den  massiven
Militärausgaben und an der Abriegelung Gazas.  Die Protestbewegung ist
h e u t e  a u f  G r u n d  i n n e r e r  U n g e s c h l o s s e n h e i t  u n d  w e i t
auseinanderdividierenden Ansichten kaum noch präsent – aber die Umstände
die sie auslösten und die Wut der Israelis darüber. Es scheint nur noch eine
letzte  Mieterhöhung  fehlen,  die  das  Fass  zum  überlaufen  bringt.  Die
israelische  Bourgeoisie  hat  jedoch  aus  der  Vergangenheit  gelernt  und
beantwortet Krisen im Innern stets mit militärischer Aggression nach außen.
In diesem Kontext  muss auch die Bombardierung Gazas im vergangenen
Monat  betrachtet  werden.  Denn  nichts  hat  die  Israelis  je  mehr
zusammengeschweißt  und  von  inneren  Problemen  abgelenkt  als  eine
Bedrohung  von  außen.  Nicht  zu  vergessen  sind  auch  die  anstehenden
Wahlen, welche die Regierung ähnlich wie im letzten Gazakrieg 2008 dazu
veranlassen, sich militärisch zu profilieren.

Schleichend bewegt  sich  das  ohnehin  verfassungslose  und mit  Hilfe  von
Notstandsgesetzen  regierte  Israel  währenddessen  durch  immer  mehr
autoritäre  Gesetzte  in  Richtung  Diktatur.  Beispiele  dafür  sind  das
Nakbagesetz, das es verbietet der Vertreibung der Palästinenser öffentlich zu
gedenken oder das Anti-Boykott-Gesetz,  das den Aufruf  zum Boykott  von
Produkten,  Universitäten  und  Betrieben  jüdischer  Siedlungen  im
Westjordanland unter umgerechnet 10 000 € Strafe stellt. Dies ist zudem
auch als besonders harter Schlag gegen die arabische Bevölkerung Israels zu
sehen, welche als Opfer der Besatzung nun auch noch Schadensersatz an die
Besatzer  zahlen sollen,  sobald  sie  diese  nicht  unterstützen.  Ein  weiteres
Gesetz  soll  es  NGOs  verbieten,  Spenden  von  anderen  Staaten  oder
staatsähnlichen Institutionen wie  der  EU oder  der  UN anzunehmen.  Ein
cleverer Schachzug der zionistischen Rechten, die selber hauptsächlich von
ausländischen  Bourgeois,  also  Firmen  und  Privatpersonen,  finanziell
unterstützt werden. Mithilfe eines weiteren neuen Gesetztes ist es der Polizei
erlaubt,  eine  „Zusammenrottung“  von  mehr  als  3  Personen  als  illegale
Versammlung abzustempeln, was sie dazu befugt diese sofort aufzulösen.

Israels  Staatsapparat  ist  nicht  nur
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f ü r  d i e  U n t e r d r ü c k u n g  d e r
Palästinenser,  sondern  auch  der
israelischen  Arbeiterklasse,  da.

Der Oberste Gerichtshof, welcher eigentlich als politisches Gegengewicht zur
Knesset  vorgesehen  war,  wird  von  der  Likudregierung  nach  und  nach
personell  „gleichgeschaltet“.  Es  bleibt  die  Frage,  ob  das  überhaupt
notwendig  ist,  wenn  dessen  Beschlüsse  ohnehin  ignoriert  werden.
Beispielsweise  wie  auf  die  Anordnung  des  Obersten  Gerichtshofes,  alle
Siedlungsaußenposten  außerhalb  der  „Grünen Linie“  zu  evakuieren,  jede
Reaktion der Regierung ausblieb.

Neben  dem  stark  ausgeprägten  Überwachungsapparat,  der  E-Mail-  und
Postverkehr, Handygespräche und Chatunterhaltungen überwacht und einem
gut ausgebauten Netz aus Überwachungskameras, wird der Umweltschutz in
Israel komplett vernachlässigt.

Dass  der  Zionismus  mit  seiner  kennzeichnenden  antiarabischen  Haltung
einen rassistischen Charakter innehat, wusste ich bereits bevor ich dieses
Land kennenlernte. Dass sich dieser Rassismus aber keinesfalls nur gegen
Araber richtet wurde mir erst bewusst, als ich zum ersten Mal in Tel Aviv
war. Gleich nach meiner Ankunft an der Central Bus Station erwartete mich
im  angrenzenden  Levinski  Park  das  traurige  Bild  von  geschätzten  200
obdachlosen unter unmenschlichen Bedingungen lebenden Afrikanern. Allein
in Tel Aviv halten sich momentan 40 000 von ihnen, meistens Flüchtlinge aus
dem Sudan,  Eritrea oder Äthiopien,  auf.  So gut  wie alle  von ihnen sind
obdachlos  und  haben  nur  eine  Bleibeberechtigung,  dürfen  als  politische
Flüchtlinge  also  lediglich  nicht  abgeschoben  werden.  Auf  Grund  dieses
rechtlichen  Status  haben  sie  keinen  Anspruch  auf  den  israelischen
Mindestlohn  (umgerechnet  stolze  5,45€)  und  kämpfen  sich  mit
Gelegenheitsjobs zu Hungerlöhnen durchs Leben. Ein Umstand, welcher die
Ärmsten Israelis Tel Avivs jedoch um ihre ökonomische Existenz fürchten
lässt.  Diese  Angst  entlädt  sich  seit  diesem Jahr  immer  öfter  in  blutiger
Gewalt. So gehört es in der rechten Szene bereits zum guten Ton nach einer
Kundgebung als pöbelnder Mob durch das afrikanische Viertel zu ziehen und
dort  Scheiben einzuschlagen und Afrikaner zusammenzutreten.  Selbst  im



religiösen  Jerusalem  brannte  im  Juni  dieses  Jahres  ein  Haus,  welches
ausschließlich von afrikanischen Flüchtlingen bewohnt war, komplett nieder.
Ein  Eingreifen  der  Regierung  ist  nicht  zu  erwarten.  Sie  sieht  in  den
Immigranten  hingegen  ein  „Krebsgeschwür  in  unserem  Körper“(Likud-
Abgeordnete  Miri  Regev).  Israels  Innenminister  erklärt  ferner,  dass  die
Afrikaner  nicht  verstünden,  dass  „dieses  Land  uns  gehört,  dem  weißen
Mann“.

Dem ausschweifenden Nachtleben und der wunderschönen Natur Israels, die
meinen Freiwilligendienst hier recht angenehm machen, steht natürlich die
politische Realität gegenüber. Nie hätte ich es vorher für möglich gehalten,
dass  ich  es  mal  als  normal  empfinden  würde,  neben einem israelischen
Soldaten im Bus zu sitzen, dessen Maschinengewehr auch noch halb auf
meinen Knien liegt. Nie hätte ich erwartet, dass ich nach der Arbeit mit
einem Worker meiner Arbeitsstelle noch ein Bier trinken gehe, der stolzer
Bewohner der illegalen Siedlung Gilo im Süden Jerusalems ist. Es ist nicht
unwahrscheinlich, dass das Mädchen mit dem man gestern noch in einer der
gemütlichen Jerusalemer Bars was trinken war, einen am nächsten Tag am
Checkpoint bustet oder an der Straßensperre steht, welcher man einen 1,5
stündigen Umweg zu verdanken hat. Natürlich habe ich auch schon einige
echt entspannte linke Israelis kennengelernt, jedoch muss ich mich bei den
meisten neuen Bekanntschaften stets bemühen allein den Mensch vor mir zu
sehen.

Das ganze fiel noch schwerer als der Gazakonflikt eskalierte. Als Deutscher
wurde ich ständig nach meiner Meinung dazu gefragt und in die Diskussion
gedrängt. In vielen Leuten denen ich eher eine Gleichgültigkeit in Bezug auf
Politik  unterstellt  hätte,  erwachte  spätestens  zu  diesem  Zeitpunkt  der
zionistische  Patriotismus.  Die  Schuld  dafür  sehe  ich  vor  allem  bei  den
israelischen  Medien,  die  ein  sehr  einseitiges  Bild  zeichnen.  Fast
ausschließlich werden Bilder der Zerstörung auf israelischer Seite gezeigt,
währenddessen, falls überhaupt Bilder aus Gaza zu sehen sind, nur von der
Brutalität der Hamas gegenüber der Bevölkerung Gazas die Rede ist. Es wird
der Glaube erzeugt, Israel würde Gaza bombardieren, um die Menschen in
Gaza von der Hamas zu befreien. Dieses Medienbild sollte einen jedoch kaum



wundern, wenn man sich vor Augen führt, dass Israels Medienlandschaft von
nicht mehr als 20 regierungsnahen Familien kontrolliert und finanziert wird.
Beispielsweise wird Israels meistgelesene Zeitung von einem Likud-nahen
nationalistischen  Milliardär  finanziert,  dessen  Investitionen  viele
vergleichsweise  linke  Zeitungen  vom  Markt  verdrängen.  Durch  einige
Unterhaltungen habe ich allerdings mitbekommen, dass selbst die Israelis
ihren Medien kaum vertrauen. Jedoch immer noch mehr als arabischen oder
allgemein ausländischen.

Trotz der
starken  Hegemonie  der  zionistischen  Rechten  gibt  es  aber  doch  linke
Bewegungen, in denen Israelis und Palästinenser sich vereinen.

So gab es eine Friedensdemonstration in der arabischen Stadt Nazareth,
einen Tag nach dem die ersten Raketen auf Tel Aviv geflogen waren. Die
Demonstration wurde von der sich selbst als kommunistisch bezeichnenden
Chadasch-Partei  unangemeldet  organisiert  und  wurde  von  ca.  500
mehrheitlichen  Chadasch  Anhängern  besucht.

Zum Anderen besuchte ich den „Human Rights March“ in Tel Aviv Anfang
Dezember. Es beteiligten sich ca. 2000 Menschen und die verschiedensten
Organisationen  und  Parteien.  Die  Spannbreite  ging  von  Antisexisten,
Homophobiegegnern, Arabern, Christen, Menschenrechtsgruppen, Amnesty
International über Flüchtlingsorganisationen bis hin zur mehrheitlich und
lautstark überwiegenden Chadasch.

Diese Art von gemeinsamen palästinensisch-israelischen Protesten sind
unbedingt  notwendig.  Das  israelische  Proletariat  und  auch  die
Jugendlichen  müssen  den  Zusammenhang  zwischen  ihrer  eigenen
ökonomischen  Situation  und  der  Besatzung  der  Westbank  und  Gazas
erkennen  und  begreifen,  dass  die  israelische  Bourgeoisie  und  der
Imperialismus die Hauptschuldigen dafür sind. Ihnen muss deutlich werden,
dass die massive Ausbeutung der Palästinenser als Billig-Arbeiter für die
sinkenden  Reallöhne  verantwortlich  ist.  Sie  müssen  erkennen,  dass  die
israelischen Kapitalisten das fehlende Geld im sozialen Bereich in das Militär
und die Besatzung stecken.
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Genauso muss auch das palästinensische Proletariat mit der reaktionären,
korrupten  und  antisemitischen  Fatah-  und  Hamasführung  brechen.  Der
nationale  Befreiungskampf  der  Palästinenser  muss  sich  von  jeglicher
religiöser  Bindung  an  den  Islam  loslösen,  da  dessen  reaktionären  und
utopischen Schlachtrufe zum einen Frauen, als auch nationale und religiöse
Minderheiten verschrecken.  Die Palästinenser müssen begreifen,  dass sie
nicht nur von den Zionisten, sondern auch von ihrer eigenen Bourgeoisie
unterdrückt werden.

Jüd_innen  und  Palästinenser_innen
können  gemeinsam  Palästina
befreien  und  ihre  Bourgeoisien
stürzen!

Ganz im Sinne von Marx Aufruf „Proletarier aller Länder vereinigt euch!“ ist
die  einzig  sinnvolle  Perspektive  zur  Befreiung  der  Palästinenser  vom
israelischen  Apartheidsregime,  als  auch  zur  Befreiung  der  israelischen
Bevölkerung von ihrer faschistoiden Bourgeoisie, ein gemeinsamer Kampf
der israelischen und palästinensischen Jugend und der Arbeiterklasse. Ziel
dabei  muss  die  Errichtung  eines  multiethischen  demokratischen
Arbeiterstaates mit völliger Gleichstellung aller Bevölkerungsteile sein. Nur
der  Bruch  des  Proletariats  mit  ihren  jeweiligen  Bourgeoisien  und  der
gemeinsame  Kampf  gegen  diese,  kann  diesen  Jahrzentelangen  Krieg
beenden. Dass die allseits hochgelobte 2-Staaten-Lösung keine Perspektive
bietet,  liegt  daran,  dass  der  entstehende  palästinensische  Ministaat
keinesfalls eine eigene ökonomische Existenzbasis hätte und damit von Israel
abhängig bliebe. Die fruchtbaren Gebiete der Region befinden sich alle auf
israelischem Territorium und auch die gesamte Wasser-und Stromversorgung
liegt in israelischer Hand. Ebenso der Arbeitsmarkt, da es Palästinensern
momentan  nur  in  seltensten  Fällen  erlaubt  ist,  eigene  Unternehmen  zu
gründen. Ein Palästina auf dem Gebiet des Westjordanlandes lässt vielmehr
die Erinnerung an das südafrikanische Bantustan zur  Zeit  der  Apartheid
wach werden: ein Territorium, in das man die „überschüssige“ Minderheit
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abschieben und weiterhin als billige Arbeitskräfte nutzen kann.

REVOLUTION tritt deshalb ein für:

Die Vereinigung der palästinensischen und israelischen Jugend und
Arbeiterklasse  zur  Bekämpfung  der  zionistischen  Besatzung
Palästinas,  mit  dem  Ziel  der  Errichtung  eines  multiethischen
demokratischen  Arbeiterstaates!
Den  Schulterschluss  mit  anderen  fortschrittlichen  Kräften  der
umliegenden Länder, als auch international!
Die  Schaffung  der  Vereinigten  sozialistischen  Staaten  des  Nahen
Ostens!

Ein Artikel von Marvin Schutt, REVOLUTION

Wahlen  in  Griechenland  –
Troika-Diktat  oder
Arbeiterregierung?

Sririzy  Kandidat  Tsipras  hofft  auf
einen Sieg bei den Wahlen, der Sieg
der  Arbeiterklasse  kann  aber  nur
durch  den  Kampf  auf  der  Straße
entschieden werden.

Die Wahl in Griechenland wird zu einem Referendum über die Fortsetzung
des EU-Kurses mit seinen Spardiktaten – oder für eine linke Regierung gegen
das  Spardiktat,  wie  es  SYRIZA  verspricht.  Die  Radikalisierung  der
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Arbeiterklasse  und  die  gesellschaftliche  Polarisierung,  die  den  massiven
Zuwachs  von  SYRIZA  auf  16,7%  im  Mai  erklären,  werden  sich  weiter
zuspitzen.

Der massive Zulauf für SYRIZA bei den Wahlen, wo sie ihren Stimmanteil fast
vervierfachen konnte, drückt eine Radikalisierung und Polarisierung aus. Alle
Umfragen sehen eine Zunahme von SYRIZA einerseits voraus, andererseits
auch eine Zunahme der rechts-konservativen Nea Demokratia.

Der Zulauf für SYRIZA, die selbst eine Allianz von reformistischen Parteien
wie Synaspismos, die Teil der europäischen Linkspartei ist, und kleineren,
radikaleren Parteien und Gruppierungen (z.B. die maoistische KOE) ist, ist
daher  leicht  zu  erklären.  SYRIZA  und  Tsipras  haben  den  Massen  eine
Machtalternative  versprochen,  die  ihnen  in  dieser  Situation  unbedingt
notwendig und auch realistisch erscheint. Die anderen linken Kräfte sind zu
wankelmütig-opportunistisch wie DIMAR, eine Rechtsabspaltung von SYRIZA
von  2010.  Die  KKE  wiederum  lehnt  eine  „linke  Regierung“  ab  –  und
vertröstet die Massen damit,  dass eine „echte Volksregierung“ nur unter
ihrer Führung zu Stande kommen könne. Da diese in weiter Ferne ist, ziehen
die  Massen  die  Wahl  einer  Partei  vor,  die  heute  eine  „andere  Politik“
verspricht.  Antarsya,  eine  Koalition  kleinerer  Gruppierungen  mit
revolutionärem Anspruch,  ist  zu klein und isoliert,  um eine unmittelbare
Alternative für die Massen bieten zu können.

Die  gr iech ische  Jugend  und
A r b e i t e r k l a s s e  s i n d  z u m
revolutionären Kampf, der über eine
historische  Niederlage  oder  einen
historischen Sieg entscheiden wird,
gezwungen,...

Der Aufstieg von SYRIZA ist jedoch keineswegs das Resultat des besonderen
politischen  Geschicks  von  Tsipras  –  und  erst  recht  nicht  seiner
„hemmungslosen Demagogie, welche die FAZ als „gemeingefährlich“ ansieht.
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Er ist Resultat einer revolutionären Krise, der politischen Zuspitzung des
Klassenkampfes. Seit Jahren haben die griechische Arbeiterklasse und die
Jugend,  ja  auch  große  Teile  der  städtischen  Mittelschichten  und  des
Kleinbürgertums versucht, die Angriffe der Regierungen zu stoppen: durch
eine Reihe befristeter Generalstreiks, durch die Besetzungen des Syntagma-
Platzes (des zentralen Platzes von Athen), durch eine wachsende Zahl von
längeren  Streiks  und  Betriebsbesetzungen  inklusive  der  Fortführung
einzelner  Unternehmen  unter  Arbeiterkontrolle.

Das Programm von SYRIZA

Im Wahlkampf nimmt der Zulauf zu SYRIZA weiter massiv zu – und nicht nur
zur  Partei.  Die  „Volksversammlungen“,  die  als  eine  Mischung  aus
Wahlveranstaltung,  Stadtteilversammlung  und  Ortsgruppentreffen  von
SYRIZA  stattfinden,  ziehen  regelmäßig  hunderte,  wenn  nicht  tausende
Menschen  an.

In dieser Situation stellt SYRIZA einen „Sofortplan“ von fünf Punkten ins
Zentrum der Wahlagitation:

Beseitigung  der  „Memoranden“,  aller  Sparmaßnahmen  und  der1.
Gegenreformen im Arbeitsrecht, die das Land zerstören
Nationalisierung  der  Banken,  an  die  mit  den  öffentlichen2.
Hilfeleistungen viel gezahlt worden ist
Moratorium der Schuldenzahlung und ein Audit, das es ermöglichen3.
wird, die illegitimen Schulden anzuprangern und zu streichen
Abschaffung der Immunität der MinisterInnen4.
Abänderung des Wahlrechts, durch das es Pasok und Nea Dimokratia5.
möglich war, zum Schaden der griechischen Bevölkerung zu regieren
und das Land in die Krise zu stürzen.

Dieser  „Sofortplan“  –  und  auch  das  längere  und  radikalere  40-Punkte
Programm für die Wahlen – ist ein reformistisches Programm. Es bleibt auf
dem Boden der bürgerlichen Eigentumsverhältnisse, es stellt weder diese
noch den bürgerlichen Staat in Frage.



. . . a u f  d e n  s i c h  d i e
griechische  Polizei...

Für  die  griechische  und  europäische  Bourgeoisie  ist  es  jedoch  eine
Kriegserklärung.  Denn selbst  die  Umsetzung dieser  Forderungen ist  nur
möglich, wenn SYRIZA an der Regierung weiter ginge, als ihrer Führung lieb
ist. Die Vorstellung von Tsipras, dass sich die EU, der IWF, die EBZ, die
deutsche Regierung durch die Drohung katastrophischer Auswirkungen eines
griechischen Bankrotts zu „Neuverhandlungen“ und weiteren Finanzspritzen
für das Land dauerhaft zwingen ließen, ist eine Illusion.

Im  Gegenteil:  Die  Imperialisten  würden  offen  oder  verdeckt  an  der
Destabilisierung und dem Sturz einer solchen Regierung arbeiten – bis hin
zum Mittel, eine offen autoritäre Regierung zu schaffen, die sich auf Militär,
Ausnahmezustand und faschistische Banden stützt.

...die Faschisten...

Revolutionäre KommunistInnen müssen daher vor den Illusionen warnen, die
SYRIZA und Tsipras verbreiten und die Arbeiterklasse, ihre Avantgarde, die
Masse  der  Bevölkerung  darauf  vorbereiten,  weiter  zu  gehen,  als  ihre
aktuellen, reformistischen FührerInnen es wollen.

Wir  rufen  zur  kritischen  Unterstützung  von  SYRIZA auf.  Im Falle  eines
Wahlsieges – sei  es eines absoluten wie auch einer relativen Mehrheit  –
fordern wir von SYRIZA, von DIMAR, KKE und den Gewerkschaften: Brecht
mit der Bourgeoisie! Kämpft für die Bildung einer Arbeiterregierung!

. . . u n d  d i e
i n t e r n a t i o n a l e
Bourgeoisie  mit
Institutionen  wie
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d e r  T r o i k a ,
vorbereiten.

Die  Bewegung  kann  und  muss  diese  –  im  Grunde  bürgerliche
Arbeiterregierung  –  bei  allen  fortschrittlichen  Maßnahmen,  gegen  die
unvermeidlichen  Sabotageakte  des  Imperialismus  und  der  Reaktion
verteidigen.  Dazu  müssen  umgekehrt  von  einer  solchen  Regierung  die
Entwaffnung  der  Konterrevolution  und  die  Legalisierung  von
Arbe i te rkon t ro l l e ,  En te ignung  und  d ie  Bewaf fnung  von
Selbstverteidigungsorganen  der  Klasse  gefordert  werden.

Dieser Kurs muss mit der Propaganda und Agitation für ein Programm von
Übergangsforderungen verbunden werden, das zum Sturz der Herrschaft der
Bourgeoisie führt, zur Errichtung der Macht der Arbeiterklasse, zur Diktatur
des Proletariats, wie es Marx nannte.

Ein unerlässlicher Teil dabei ist die Schaffung von proletarischen Kampf- und
potentiellen  Machtorganen,  auf  die  sich  eine  solche  revolutionäre
Übernahme  der  Macht  stützen  könnten:  von  Räten  und  Milizen.

Forderungen

Die  Stadtteilversammlungen,  die  Versammlungen  in  besetzten  Betrieben
können zu Räten, zu Organen einer zukünftigen Staatsmacht werden. Diese
sollten auf regionaler und landesweiter Ebene in Form eines Rätekongresses
zentralisiert  werden,  der  von  den  Arbeiterparteien  die  Umsetzung  eines
Aktionsprogramms gegen die Krise fordert:

Streichung der Schulden, Stopp des IWF/EU-Diktats! Entschuldung
der Kommunen! Einführung eines Außenhandelsmonopols!
Aufhebung aller arbeiterfeindlichen Gesetze wie der Abschaffung des
Tarifrechts,  der  Absenkung  des  Mindestlohns,  der  Erhöhung  von
Massensteuern und von Entlassungen!
Öffnung  der  Geschäftsbücher,  Verträge  und  Transaktionen  der
Banken und des Staates! Progressive Besteuerung der Reichen und
Vermögensbesitzer, Abschaffung der Massensteuern!
Preiskontrollkomitees für Nahrungsmittel, Wohnungen usw., um der



Preissteigerung zu begegnen sowie eine gleitende Skala der Löhne
und Sozialeinkommen (Arbeitslosengeld, Renten …)!
Mindestlohn, Mindestrenten, freier Zugang zu Bildung, Schulen, Unis
und das Gesundheitswesen!
Maßnahmen, um Kleinbürgertum, Bauern und Fischer vor dem Ruin
zu bewahren – einschließlich günstiger Kredite bei gleichzeitiger
Sicherung  der  Arbeiterrechte  in  allen  privaten  und  öffentlichen
Unternehmen!
Entschädigungslose  Enteignung  der  Banken,  imperialistischen
Investoren,  der  Großindustrie  und  Großgrundbesitzer!
Verstaatlichung aller geschlossenen Betriebe und Wiedereinstellung
der Entlassenen unter Arbeiterkontrolle!
Zentralbank  unter  Arbeiterkontrolle!  Demokratische  Planung  der
Großindustrie  und ein  öffentliches  Beschäftigungsprogramm unter
Arbeiterkontrolle, um die Wirtschaft wieder in Schwung zu bringen
sowie Aufteilung der Arbeit auf alle Hände, um die Arbeitslosigkeit
abzuschaffen!

Eine wirkliche Arbeiterregierung müsste sich auf ein solches Programm, auf
Räte und Milizen stützen. Sie müsste die Kontrolle des Oberkommandos über
die  Armee  durch  Soldatenräte  brechen  und  die  Arbeiterklasse  und  die
Massen durch Bildung einer Arbeiter- und Volksmiliz bewaffnen.

D e m  k a n n  n u r  e i n e
A r b e i t e r r e g i e r u n g  e t w a s
entgegensetzen. Syriza, KKE, Dima
und  Antarsya  müssen  aufgerufen
werden für eine solche unter oben
genannten  Forderungen  zu
kämpfen.  Letzt l ich  kann  die
Revolution  jedoch  nur  durch  eine
r e v o l u t i o n ä r e  g e f ü h r t e
Arbeiterregierung - die Diktatur des
Proletariats  -  wirklich  erfolgreich
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sein. Dafür bedarf es dringend einer
r e v o l u t i o n ä r e n
internationalistischen Partei!

Es wäre aber eine Utopie, von SYRIZA, KKE oder anderen Massenparteien in
Griechenland  eine  konsequente  Umsetzung  eines  solchen  Programms  zu
erwarten.  Das kann nur  eine genuin revolutionäre Arbeiterpartei  leisten.
Doch  eine  solche  wird  nur  geschaffen  werden  können,  wenn  es  die
fortgeschrittensten Kräfte der Arbeiterbewegung, jene radikalen Linken und
AktivistInnen,  die  heute  v.a.  in  SYRIZA  und  wahrscheinlich  zu  einem
geringeren Teil in Antarsya wirken, vermögen, die Avantgarde und diese die
Masse der Arbeiterklasse zu gewinnen, die sich heute SYRIZA zuwendet.

Der  gemeinsame  Kampf  mit  den  reformistischen  ArbeiterInnen,  die
Schaffung  einer  Einheitsfront  der  Arbeiterklasse  ist  dafür  eine
Grundvoraussetzung.  Nur  so  –  in  der  praktischen  Erfahrung  werden  sie
lernen können, dass wie weiter gehen müssen, als es ihren reformistischen
oder auch zentristischen Führungen lieb ist.

Der Kampf für eine Arbeiterregierung ist daher heute eine, wenn nicht die
aktuellste, Schlüsselfrage der griechischen Revolution.

Martin Suchanek,  übernommen aus der Arbeitermacht Publikation
„Neue Internationale“ 170, Juni 2012

Marokko:  Monarchen  und
Proteste
Marokko wird von 32,5 Millionen Menschen bewohnt, von denen zwei Drittel
in Städten lebt. 1956 von Frankreich und Spanien in die Unabhängigkeit
entlassen, gehört Marokko heute zwar nicht zu den ganz armen, allerdings
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auch nicht zu den reichsten Staaten Afrikas.

Die größten Wirtschaftssektoren im Land sind die Landwirtschaft und der
Bergbau, so wird in Marokko etwa 75% des weltweit geförderten Phosphats
abgebaut.  Insgesamt  aber  hat  die  Industrie  einen  eher  einen
untergeordneten Status, ein Fünftel aller lohnabhängigen MarrokanerInnen
arbeitet in diesem Bereich.

Das Leben in Marokko ist schwierig, durchschnittlich wird man dort 69 Jahre
alt. Je nachdem, wo man wohnt, hat man mehr oder weniger Chancen einen
Job zu bekommen. Da das insgesamt immer schwieriger wird, wandern viele
junge  MarrokanerInnen  aus  und  versuchen  ihr  Glück  in  Europa.  Die
Arbeitslosenquote von offiziellen 11% liegt bei  Jüngeren weit  höher.  Wer
sichere Arbeit will, der geht zur Polizei oder zum Militär – eine Entscheidung,
die  bei  immer  höheren  Lebenshaltungskosten  nicht  schwer  fällt.  Reis,
Getreide, Schokolade, Brot oder Gemüse kosten in Marokko mindestens 50%
mehr als in Berlin. Nur Benzin ist billiger.

Auch im Bildungsbereich sieht es nicht besonders gut aus. Offiziell besteht
zwar allgemeine Schulpflicht, oft sind die Familien jedoch so arm, dass die
Kinder einer Familie tagsüber arbeiten müssen, oft bleiben nur die Mutter
und die älteste Tochter zu Hause, während der Rest Geld verdient.

Der Staat tritt im Land hauptsächlich in Form von Militär und Polizei auf. Auf
den Straßen gibt es alle paar Kilometer Polizeisperren, in den Städten sieht
man viele Soldaten.

Kriminelle Strukturen gibt es weniger als hier.  Dafür ist  in diesem Land
ebenfalls  die  Polizei  zuständig.  Egal  was  man  braucht,  egal  was  man
verbrochen hat: Fast alles ist eine Frage des Preises. Wer bezahlen kann,
kommt mit dem Gesetz nicht in Konflikt.  Ein weiterer Grund, warum die
Polizei ein sehr attraktiver Arbeitgeber ist. Die Armee ist mit 230.000 Mann
ein starker, aber vor allen Dingen respektierter Faktor im Land.

Soziale Probleme

Abgesehen von den bereits beschriebenen Verhältnissen im Bildungssektor
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und  dem daraus  resultierendem weit  verbreiteten  Analphabetismus,  den
mangelnden Jobaussichten und den in den letzten Jahren immer rasanter
gestiegenen Preisen für Lebensmittel gibt es diverse demokratische Mängel.
GewerkschafterInnen  haben  es  in  Marokko  generell  noch  schwerer  als
hierzulande.  Auf  politische  Parteien,  die  die  Monarchie  kritisieren,  wird
permanent Druck ausgeübt, Drohungen sind an der Tagesordnung.

Trotz solcher Umstände kommt es in Marokko immer wieder zu sozialen
Bewegungen.  Die  Frauenbewegung  ist  eine,  wenn  nicht  sogar  die
kontinuierlichste.  Seit  Jahren gibt  es immer wieder Demonstrationen von
Zehntausenden  Frauen,  die  für  kostenlose  Kinderbetreuung,  Arbeit  und
niedrigere Preise auf die Straße gehen. Vom Staat wird diese Bewegung
toleriert, solange sie die Monarchie nicht in Frage stellt und die Proteste
nicht zu weit gehen. Sollte das einmal der Fall sein, wird den Organisatoren
schnell Geld angeboten, mit dem Verweis, man möge doch nun bitte Ruhe
geben. Der nächste Schritt des Königs ist der Einsatz der Polizei.

Proteste

Der  frühere  König,  Hussein  der  II.,  war  ein  Diktator.  Das  ist  allen
MarokanerInnen klar. Beim aktuellen König, Mohammed VI., scheiden sich
die Geister. Viele betrachten den König als einen Reformer, der Einiges zum
Besseren gewendet hat. Die Tatsache, dass er eine Frau aus dem Volk (seine
Frau  ist  Ingenieurin)  geheiratet  hat,  macht  ihn  für  viele  sympatisch.
Gleichzeitig ist er als oberster geistlicher Führer der 98% Muslime im Land
auf gewisse Art auch eine religiöse Instanz. Doch es gibt auch die andere
Seite.

Im  Zuge  des  Arabischen  Frühlings,  der  aufflammenden  Proteste  im
arabischen  und  nordafrikanischen  Raum entstand  auch  in  Marokko  eine
Bewegung.  Die Tagesschau verbreitete  damals  nur die  Meldung,  dass in
Marokko „alles ruhig“ sei. Doch das stimmte nicht ganz.

Angefangen mit Protesten im Februar, die sich rasend schnell ausbreiteten
und zu einer Bewegung anwuchsen, nahm auch der Marokkanische Frühling
seinen Lauf und wuchs zu einer Massenbewegung von Hunderttausenden an.



Beteiligte politische Kräfte waren einige linke Gruppen, wie die „Vereinigte
sozialistische Partei“ , „Demokratischer Weg“ und die trotzkoide „AktivistIn“.
Aber auch islamische Kräfte und Gewerkschaften schlossen sich dem Protest
an.

Die Monarchie schien zunächst unsicher, wie sie reagieren sollte, sah sie
doch in den Nachbarstaaten, dass Repression allein nicht ausreichte. Man
entschied sich zu einer Finte. Am 9. März war es so weit: König Mohammed
sprach  im  Fehrnsehen  live  zu  seinem Volk  und  kündigte  demokratische
Reformen  an.  Dazu  sollte  eine  Kommission  gebildet  werden,  die
Verfassungsverbesserungen ausarbeitet. Ein geschickter Schachzug, um die
Bewegung  zu  spalten.  Doch  bereits  am  13.  März  kam  es  erneut  zu
Massedemonstrationen,  an  denen  sich  jedoch  weit  weniger  Menschen
beteiligten als zuvor. Zaudernde Elemente der Bewegung propagierten die
angekündigte  Reform als  Sieg  der  Bewegung  und  warnten  zugleich  vor
einem blutigen Ende wie in Ägypten.  Die Verbliebenen,  einige linke und
islamistische Organisationen kritisierten, dass die Reformen nicht weit genug
gehen  würden.  Es  half  nichts,  die  „Zuckerbrot-und-Peitsche“-Politik  des
Königs  ließ  die  Bewegung,  die  zu  der  Zeit  noch  sehr  heterogene
Vorstellungen davon hatte, was sie denn genau erreichen möchte, wieder
abflauen.  Einerseits  wurden  folgende  Demonstrationen  durch  die  Polizei
gewaltsam beendet, andererseits ließ der König bereits am 14. April  190
Festgenommene begnadigen bzw. milderte deren Strafen ab.

Am 19. Juli sprach der König dann erneut zu seinem Volk und verkündete die
Ergebnisse der Kommission.  Diese sah einige Veränderungen vor,  jedoch
nichts,  was  die  Monarchie  in  ihrer  Macht  in  irgendeiner  Art  und Weise
beschneiden  würde.  Der  König  beschloss,  das  Volk  über  die
Gesetzesänderung abstimmen zu lassen und rief dazu am 2. Juli zur Wahl.
Die Bewegung kritisierte dieses Vorgehen des Königs scharf und beschloss,
die Wahl zu boykottieren.

Am 2. Juli stimmte dann – offiziellen Angaben zufolge – die Mehrheit der
MarokkanerInnen für den Gesetzesentwurf des Königs, der damit hoffte, die
aufkeimende Revolution gestoppt zu haben.



Seitdem gibt es immer wieder große Demonstrationen von Jugendlichen und
den städtischen Armen, aber auch der Gewerkschaften, die die Ziele der
Protestbewegung  nicht  als  erreicht  betrachten  und  eine  entgültige
Demokratisierung und ein Ende der Korruption fordern. Daran konnten auch
die  jetzt  stattfindenden  Parlamentswahlen  nichts  ändern.  Diese  sind
insgesamt so oder so nicht als sehr repräsentativ anzusehen. Von den in
Marokko lebenden 32,5 Mio. EinwohnerInnen sind lediglich 13 Millionen ins
Wahlregister eingetragen, was dann bei einer angeblichen Wahlbeteiligung
von 44% übrigbleibt, kann sich jeder ausrechnen.

Perspektive

Die Protestbewegung des „20. Februar“ hatte dazu aufgerufen, die Wahl zu
boykottieren und stattdessen auf die Straße zu gehen. Unserer Meinung nach
war  es  ein  Fehler  der  Bewegung,  die  Wahl  zu  boykottieren.  Sie  hätte
stattdessen die Wahlen als Tribüne zur Agitation und zur Entlarvung des
pseudo-demokratischen Prozesses nutzen sollen.  Dass nur ein Drittel  der
Bevölkerung wählen darf, ändert daran nichts – mit diesem Argument hätte
sich  auch  die  Arbeiterbewegung  des  19.  Jahrhunderts  an  keiner  Wahl
beteiligen dürfen.

Die soziale Situation hat sich noch immer nicht entscheidend verbessert und
man kann davon ausgehen, dass weder der König, noch die Konservative
Wahlsieger-Partei PJD in der Lage ist, die Lage der Bevölkerung zu ändern.
So  hat  die  Bewegung  alle  Chancen,  eine  Renaissance  ähnlich  den
Ägyptischen Protesten zu erleben. In einem Land, in dem ein Drittel der
Bevölkerung unter 15 Jahre alt ist, gibt es genug sozialen Sprengstoff, der
die Mauern des Regimes endgültig einreißen kann.

Die  radikalen  AktivistInnen  der  Arbeiterklasse,  der  Jugend,  der  Linken
stehen dabei vor der Herausforderung, dem Kampf eine Stoßrichtung und
Führung zu geben – sie stehen vor der Aufgabe, eine neue revolutionäre
Arbeiterpartei  zu  schaffen,  die  ihren  Kampf  auf  Basis  eines
Aktionsprogramms  führt,  das  u.a.  folgende  Forderungen  enthält:

– Abschaffung der Monarchie! Wahlrecht für alle! Trennung von Staat und



Religion! Für eine konstituierende Versammlung!

– Abschaffung aller Beschränkungen der politischen und gewerkschaftlichen
Betätigung, für das Recht auf Bildung politischer Parteien und unabhängiger
Gewerkschaften!  Aufbau  unabhängiger,  klassenkämpferischer
Gewerkschaften,  die  allen  Lohnabhängigen  unabhängig  von  Geschlecht,
Nationalität, Religion offen stehen!

–  Volle  Gleichberechtigung  alle  nationalen  und  religiösen  Minderheiten!
Nationales
Selbstbestimmungsrecht  –  einschließlich  des  Rechts  auf  Gründung  eines
eigenen Staates für national unterdrückte Völker wie die Sahauris!

– Gleiche Rechte für Frauen – Abschaffung aller Einschränkungen für die
politische  und  öffentliche  Betätigung  von  Frauen  sowie  aller
Einschränkungen  in  Bildung  und  Beruf!

– Für eine Programm zur öffentlicher, gesellschaftlich nützlicher Arbeiten zur
Sicherung  der  Lebensinteressen  der  Massen  –  unter  Kontrolle  der
Arbeitenden!

–  Mindestlohn  für  alle  –  festgesetzt  von  den  Gewerkschaften  und
Ausschüssen  der  Beschäftigten.  Mindesteinkommen  für  RenterInnen,
Arbeitslose,  Studierende  in  gleicher  Höhe

–  Gegen  die  Inf lat ion:  Gle i tende  Skala  der  Löhne,  Renten,
Mindesteinkommen! Preiskontrollkomitees zur Kontrolle und Festlegung der
Preise gegen mafiösen Wucher und Spekulation!

–  Arbeiterkontrolle  über  die  große  Industrie  und  den  Finanzsektor!
Entschädigungslose  Enteignung  ausländischer  Kapitale,  von
Großunternehmen und Großgrundbesitz!  Verstaatlichung der  Banken und
Zentralisierung zu einer Zentralbank unter Arbeiterkontrolle!

–  Streichung  der  Auslandsschulden  wie  der  Privatschulden  von
Lohnabhängigen, Kleinhändlern und Bauern und Ermutigung zur Gründung
von Genossenschaften!



–  Aufbau  von  Räten  und  räteähnlichen  Organen  zur  Organisierung  der
Massen!  Bildung  von  Arbeiter-  und  Bauernräten  in  den  Betrieben  und
Stadtteilen und auf dem Land.

–  Bildung  von  Selbstverteidigungsorganen  der  Bewegung  gegen  die
rechte/islamistische  Angriffe,  gegen  die  Polizei/Mafia  und  staatliche
Repression!

– Für Soldatenräte in der Arme: die einfachen Soldaten sollen sich auf die
Seite der Bewegung stellen.  Auflösung der Polizei,  Ersetzung durch eine
Arbeitermiliz!

Um ein solches Programm umzusetzen, bedarf es einer Revolution und der
Bildung einer Arbeiter- und Bauernregierung, die nicht nur die Monarchie
beseitigt und die demokratischen Forderungen der Massen umsetzt, sondern
auch gegen die Herrschaft des Kapitals vorgeht und sich auf Räte und die
bewaffneten Massen stützt.

So  kann  auch  Marokko  seinen  Platz  in  der  Revolution  in  Nordafrika
einnehmen – als Teil einer zukünftigen Förderation von Räterepubliken!

Eine Einschätzung von Felix Wolkenfuß


